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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/03/0128 B 16. Dezember 2019 RS 1 (hier dritter und vierter Satz sowie ohne 
Klammerausdruck) 

Stammrechtssatz 

Stattgebung - Auskunftspflicht - Mit dem angefochtenen Erkenntnis hat das Verwaltungsgericht Wien 
ausgesprochen, dass der Magistrat der Stadt Wien die von der mitbeteiligten Partei begehrte Auskunft zu 
erteilen habe.  Gegen dieses Erkenntnis hat der Magistrat der Stadt Wien Amtsrevision erhoben und den 
Antrag gestellt, der Revision aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. Die Amtsrevisionswerberin hat in 
ihrer Revision dargelegt, aus welchen - nach Ansicht der Amtsrevisionswerberin im öffentlichen Interesse 
gelegenen - Gründen die von der mitbeteiligten Partei begehrte Auskunft ihrer Ansicht nach nicht zu 
erteilen sei. Wie im Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zutreffend ausgeführt, wäre 
das Rechtsschutzziel, die begehrte Auskunft nicht erteilen zu müssen, vereitelt, müsste diese 
Informationen noch während des Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof erteilt werden (vgl. VwGH 
9.1.2004, AW 2003/05/0049, zu einer Auskunftserteilung nach dem UIG). Zwingende öffentliche 
Interessen, die gegen den Antrag sprächen, sind nicht hervorgekommen. Das - grundsätzlich 
berücksichtigungswürdige - Interesse der mitbeteiligten Partei, die begehrte Auskunft "zeitnah" zu 
erhalten, auch um die durch die begehrte Auskunft zu erhaltenden Informationen in einen öffentlichen 
Diskurs im Hinblick auf eine bevorstehende Wahl einzubringen, vermag im Hinblick darauf, dass durch 
eine Auskunftserteilung das Rechtsschutzziel der Revision in jedem Fall vereitelt wäre, in der zu 
treffenden Abwägungsentscheidung das Interesse der Amtsrevisionswerberin an der Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung nicht zu überwiegen. 
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